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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 10/08 BH 
 
L 9 R 408/07 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 R 712/06 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. August 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  F i c h t e  

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-

Württemberg vom 22. April 2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird 

abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 22.4.2008 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) den Gerichts-

bescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 29.12.2006 bestätigt, mit dem festgestellt worden 

ist, dass der Rechtsstreit S 2 RA 2216/04 in der Hauptsache erledigt ist. Zur Begründung hat 

das LSG ausgeführt, der Bevollmächtigte des Klägers habe auf Grund einer bestehenden 

Untervollmacht wirksam ein Teil-Anerkenntnis der Beklagten angenommen sowie das 

Verfahren für erledigt erklärt und damit im Übrigen die Klage zurückgenommen. 

 

Für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision in 

diesem Urteil hat der Kläger die Bewilligung von Prozesskostenhilfe beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) kann einem Be-

teiligten für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann Prozesskostenhilfe be-

willigt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 

Dies ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein nach § 73 Abs 4 SGG zugelasse-

ner Prozessbevollmächtigter in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers 

erfolgreich zu begründen. Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung 

des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder 

des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) 

oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entschei-

dung beruhen kann (Nr 3). Solche Zulassungsgründe sind nach Prüfung des Streitstoffs nicht 

ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von dem Kläger 

angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche 

Bedeutung iS dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage 

aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Frage muss 

außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf 

von vornherein praktisch außer Zweifel steht oder die Frage bereits höchstrichterlich 

entschieden ist (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70). Rechtsfragen, die in 

diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind nicht ersichtlich. 

 

Es ergibt sich bereits aus § 101 Abs 2 SGG, dass das angenommene Anerkenntnis des geltend 

gemachten Anspruchs insoweit den Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt. Auch § 102 Abs 1 

Satz 2 SGG regelt unmissverständlich, dass die Klagerücknahme den Rechtsstreit in der 

Hauptsache erledigt. § 73 Abs 6 Satz 6 SGG iVm §§ 81, 83 ZPO ist schließlich zu entnehmen, 
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dass eine (im Außenverhältnis) nicht beschränkte Prozessvollmacht zu allen den Rechtsstreit 

betreffenden Prozesshandlungen ermächtigt, und damit zur Annahme eines Teil-

Anerkenntnisses, einer Klagerücknahme und der Erteilung von Untervollmacht. Ebenso steht 

außer Zweifel, dass auch der Unterbevollmächtigte alle Prozesshandlungen gemäß § 73 Abs 6 

Satz 6 SGG iVm § 81 ZPO vornehmen darf und Bevollmächtigte bis zur Anzeige des 

Erlöschens der Prozessvollmacht gegenüber dem Gericht wirksam Prozesserklärungen 

abgeben können, die sich der Beteiligte zurechnen lassen muss (vgl zu Letzterem BSG SozR 

3-1500 § 73 Nr 8). 

 

Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Davon kann vorliegend nicht ausgegan-

gen werden. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere ist nicht ersichtlich, dass eine 

Verletzung des § 103 SGG erfolgreich gerügt werden könnte. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halb-

satz 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel auf eine Verletzung des § 103 SGG 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. Ausweislich der Gerichtsakten hat der Kläger jedoch in 

der Berufungsinstanz keinen Beweisantrag gestellt. 

 

Die inhaltliche Richtigkeit des Berufungsurteils, die der Kläger möglicherweise angreifen möch-

te, lässt sich nach dem Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG mit einer Nichtzulassungs-

beschwerde nicht überprüfen. 
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